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51 Verzögerte Anpassung für Beamte
ist ungerecht

In einem Beteiligungsgespräch für das Besoldungsgesetz 1999
haben DSTG und DBB die Absicht der Bundesregierung
scharf kritisiert, den Beamten erst zum 1. Juni 1999 statt
1. April 1999 2,9 Prozent mehr Gehalt zu zahlen. Die Begrün-
dung von Bundesinnenminister Otto Schily, das eingesparte
Geld müsse auf kinderreiche Beamtenfamilien umgeschichtet
werden, sei nicht nachvollziehbar. Die Beamten dürften nicht
für frühere Fehler des Gesetzgebers haftbar gemacht werden.

57 DSTG-Rechtsschutz
hilft vielen Einzelmitgliedern

Die DSTG hat insbesondere Kolleginnen und Kollegen im
Osten in vielen Fällen Rechtsschutz gegen den Dienstherrn
gewährt. Insbesondere wurden Gerichtsverfahren betreut, bei
denen es um die Rücknahme der Ernennung zu Beamten ging.

53 Kinderfreibeträge werden
auch rückwirkend angehoben

In Tabellen dokumentieren wir, was sich für Kolleginnen und
Kollegen mit Kindern demnächst ändert. Die Nachbesserun-
gen richten sich auch nach den Einkommenshöhen.

52 Frankfurts Banken mit Erfolg geprüft

Die Betriebsprüfung für die Banken in Frankfurt hat erheb-
liche Mehrergebnisse erzielt. DSTG-Chef Dieter Ondracek
kommentierte, bei einer Aufstockung des Personals können
noch bessere Resultate erzielt werden.
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Liebe Kolleginnen
und Kollegen,
der 14. Steuer-Gewerkschaftstag steht vor der Tür.
Die Vorbereitungsarbeiten sind abgeschlossen.
Die Erwartungen der Delegierten und Gäste, die sich
aus ganz Europa am 1. und 2. Juni 1999 in Lübeck
einfinden werden, sind anspruchsvoll.

Der 14. Steuer-Gewerkschaftstag hebt sich von
einigen früheren Steuer-Gewerkschaftstagen ab:
Er ist ein ¹Programm-Gewerkschaftstagª. Mit dem
Entwurf eines Grundsatzprogramms der sogenannten
¹Lübecker Plattformª sollen an der ¹Schwelle zum
dritten Jahrtausendª die Weichen gestellt werden für
unsere gewerkschaftliche Arbeit.

¹Starke Steuerverwaltung ± Garant für sozialen
Friedenª ist sowohl das Motto des 14. Steuer-
Gewerkschaftstages als auch das Leitthema der
¹Lübecker Plattformª. Es zeigt das Spannungsfeld
auf, in dem die Steuerverwaltung und ihre Fach-
gewerkschaft zu wirken haben. In der Tat ist der
soziale Frieden gefährdet, wenn die Steuergerechtig-
keit und damit die soziale Gerechtigkeit immer mehr
auch durch das Steuerrecht und das Steuersystem
ausgehöhlt werden.

Wir wollen nicht nur unsere Gäste mit Miûständen
konfrontieren, sondern auch und vor allen Dingen
die Öffentlichkeit. Wir wollen beweisen, wie vor-
rangig es ist, die Steuerverwaltung zu stärken und
die vorhandenen Steuerquellen zu erschlieûen.
Dadurch muû Manövriermasse gewonnen werden
für eine Entlastung des Tarifs. Dies ist der einzige
und gangbare Weg zu einer Steuerpolitik, für die die
Steuergerechtigkeit und damit die soziale Gerechtig-
keit im Mittelpunkt steht.

Der Bundesfinanzminister ist in diesem komplexen
System eine Schlüsselfigur. Er muû der Schritt-
macher für Steuergerechtigkeit und soziale Gerech-
tigkeit werden, statt dem Bundesverfassungsgericht
diese weite Feld zu überlassen. Der 14. Steuer-
Gewerkschaftstag wird dies nach auûen deutlich
machen und perspektivische Signale in die
Öffentlichkeit senden.
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I n dem Beteiligungs-
gespräch zum Bundes-
besoldungs- und Ver-

sorgungsanpassungsgesetz
1999 wurden dem Bundesin-
nenminister zum Gesetzes-
vorhaben die Bedenken des
DBB und der DSTG unter-
breitet. Das Gesetz sieht vor:

± die Anhebung der Dienst-
und Versorgungsbezüge
um linear 2,9 v.H. ab
1. Juni 1999 (zeitliches
Hinausschieben der Er-
höhung gegenüber dem
Tarifbereich um zwei
Monate zur Gegenfi-
nanzierung der aktuellen
Kostenfolge der Umset-
zung der Entscheidung
des Bundesverfassungs-
gerichts vom 24. Novem-
ber 1998),

± den Aufbau von Versor-
gungsrücklagen durch
Verminderung der Besol-
dungs- und Versorgungs-
anpassung um 0,2 %-
Punkte gegenüber dem
Tarifbereich zur Finanzie-
rung künftiger Versor-
gungslasten,

± die Gewährung einer Ein-
malzahlung in Höhe von
bis zu 300 DM für die
Monate März bis Mai 1999
an Empfänger von Dienst-
und Versorgungsbezügen
in aufsteigenden Gehäl-
tern,

± Anhebung der Bezüge für
Beamte im Ausbildungs-
verhältnis (Anwärterbezü-
ge) ab 1. März 1999 um
2,9 v. H. ± allerdings nur
für neu eingestellte An-
wärter ab 1. Januar 1999*),

± Umsetzung der Entschei-
dung des Bundesverfas-
sungsgerichts zum Fami-
lienzuschlag für dritte
und weitere Kinder vom
24. November 1998 durch
eine Nachzahlungsrege-
lung für Kläger und Wi-
derspruchsführer für ei-

nen Zeitraum bis 1998 so-
wie eine befristete Son-
derregelung für das Jahr
1999,

± Verlängerung der zum
Jahresende 1999 auslau-
fenden besoldungs- und
versorgungsrechtlichen
Ermächtigung für Über-
gangsregelungen in den
neuen Bundesländern
nach §§ 73 BBesG, 107a
BeamtVG bis zum 31. De-
zember 2002.

Die DBB-/DSTG-Vertreter
kritisierten die um zwei Mo-
nate verzögerte Anpassung.
Für den DBB und die DSTG
ist es nicht akzeptabel, daû
Beamte und Versorgungs-
empfänger für ¹Unterlas-
sungssündenª des Gesetz-
gebers aufkommen sollen.
Dies gilt vor allem für den
Personenkreis, dem Teile
der Besoldung jahrelang
rechtswidrig vorenthalten
wurden und der diese jetzt
sogar selbst mit finanzieren
soll. Die vorgesehene An-
passung um 2,9 % ab 1. Juni
1999 ist nicht geeignet,
den deutlichen Vorsprung
der gewerblichen Wirtschaft
und der Gesamtwirtschaft in
bezug auf die reale Einkom-
mensentwicklung zu verrin-
gern.

Die Gewährung einer Ein-
malzahlung von 300 DM in
den alten Bundesländern
und dementsprechend ver-
minderten Einmalbetrag für
die neuen Bundesländer
und Pensionisten ist als so-
ziale Komponente vollkom-
men unzureichend. Ondra-
cek hat hier gefordert, we-
nigstens den unteren und
mittleren Besoldungsgrup-
pen eine Zahlung auch für
die zwei ¹Leermonateª zu-
kommen zu lassen.

Weiter haben die DBB-/
DSTG-Vertreter kritisiert,
daû die jährliche Sonderzu-
wendung auf dem Niveau

von 1993 weiter fest-
geschrieben bleibt. Es wur-
de auch kritisiert, daû in
die Anpassungsmaûnahme
nicht alle Bezügebestand-
teile einbezogen werden.

Die DBB-/DSTG-Vertreter
haben begrüût, daû der Bun-
desinnenminister auf das
Verfassungsgerichtsurteil
hinsichtlich des Familienzu-
schlags für dritte und weite-
re Kinder rasch reagiert hat.

Sie haben aber kritisiert, daû
die Rückwirkung allein auf
Kläger und Widerspruchs-
führer bezogen wird. Nach
Ansicht des DBB muû allen,
die Anträge gestellt haben,
rückwirkend ab Antrag-
stellung eine entsprechen-
de Nachzahlung zugebilligt
werden. Ab dem Haushalts-
jahr der Entscheidung des
Gerichts vom 24. November
1998, also ab 1998, müsse an
alle Betroffenen eine ent-
sprechende Zahlung gelei-
stet werden.

Bundesinnenminister Schily
erklärte, daû er ausdrück-
lich dafür einstehe, daû alle
Beschäftigten des öffent-
lichen Dienstes Anspruch
auf Teilhabe an der allge-
meinen Einkommensent-
wicklung hätten. Wegen der
Höhe des Tarifergebnisses
für den öffentlichen Dienst
habe er aber bereits herbe
Kritik hinnehmen müssen.
Dennoch habe er das Er-
gebnis auf die Beamtenbe-
züge übertragen. Die zeit-
liche Verschiebung der Be-
zügeanpassung sei erforder-
lich, um die Mittel einzuspa-
ren, die nach der Entschei-
dung des Bundesverfas-
sungsgerichts vom 24. No-
vember 1998 notwendig
sind, um die Höhe des Fami-
lienzuschlags für dritte und
weitere Kinder mit der Ver-
fassung in Übereinstim-
mung zu bringen. Die durch
die Verminderung der Bezü-
geanpassung um 0,2 % ein-

gesparten Mittel werden
erstmals den Versorgungs-
rücklagen zugeführt.

Im übrigen bedauere der
Bundesinnenminister, den
Forderungen des DBB nicht
nachgeben zu können, weil
Ausgabenerhöhungen nicht
ohne Einnahmesteigerun-
gen durchführbar seien. Vor
allem lehnte er die Verant-
wortung für den eingetrete-
nen Rückstand bei der Ein-
kommensentwicklung ab.
Für das Jahr 1999 entstehe
kein Rückstand. Der insge-
samt vorhandene Rückstand
beruhe auf zu geringen Stei-
gerungsraten früherer Jah-
re, was die frühere Bundes-
regierung zu vertreten habe.

Der Forderung von DBB/
DSTG nach einem Plan zur
Angleichung der Bezüge
Ost an das Westniveau
könne er derzeit nicht
nachkommen. Ausdrücklich
stellte der Bundesinnen-
minister aber klar, daû die
Verlängerung der Über-
gangsregelung in den neu-
en Bundesländern keine
Festschreibung des Einkom-
mens auf 86,5 % bedeute.
Über den Angleichungspro-
zeû werde spätestens im
kommenden Jahr zu ver-
handeln sein.

DBB und DSTG werden ver-
suchen, im Verlauf des
Gesetzgebungsverfahrens
Nachbesserungen zu errei-
chen.

*) Hinweis: Die aktuellen Be-
soldungstabellen enthal-
ten die Anwärtergrund-
beträge der ¹neuenª An-
wärter. Durch das Ver-
sorgungsreformgesetz 1998
sind die Anwärtergrundbe-
träge um ca. 5 % abgesenkt
worden. Durch Übergangs-
regelungen wurde sicher-
gestellt, daû Anwärter, die
sich am Tage vor dem In-
krafttreten des Versor-
gungsreformgesetzes in ei-
nem Beamtenverhältnis auf
Widerruf befanden, Anwär-
terbezüge nach den bis zu
diesem Tag geltenden Vor-
schriften erhalten (vgl. im
übrigen auch ¹Die Steuer-
Gewerkschaftª, Mai 1998,
S. 52).

DSTG und DBB contra Bundesinnenminister

Verzögerte Anpassung
für Beamte ist ungerecht
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A uf Einladung des
DSTG-Ortsverban-
des beim Finanzamt

Frankfurt/Main V infor-
mierte sich der Bundesvor-
sitzende Dieter Ondracek
über die Situation der Be-
triebsprüfung bei den Ban-
ken in Frankfurt.

In den letzten Jahren wur-
den erhebliche Anstrengun-
gen unternommen, die
Geldinstitute zeitnäher zu
prüfen. Dies konnte durch
Personalverstärkungsmaû-
nahmen im letzten Jahr
auch erreicht werden. Für
die Banken-Betriebsprüfung
sind zur Zeit 44 Beschäftigte
eingesetzt, die für alle Kre-
ditinstitute zuständig sind.
Die Betriebskartei wies zum
1. Januar 1998 196 Groû-
betriebe, 41 Mittelbetrie-
be, 8 Kleinbetriebe und
24 Kleinstbetriebe, zusam-
men 269 Kreditinstitute auf.

Im Jahre 1998 wurden ins-
gesamt 77 Betriebe geprüft.
Die Mehrergebnisse sind
dabei beachtlich. Von den
30 gröûten deutschen Kre-
ditinstituten sind die Hälfte
in Frankfurt ansässig. Von
756 offenen Wertpapier-
Geldmarkt- und gemischten
Publikumsfonds in der Bun-
desrepublik liegen 495 in
Frankfurt. Von 480 ausländi-
schen Kapitalanlagegesell-
schaften deutscher Prove-
nienz liegen 322 in Frank-
furt. Von 52 Kapitalanlage-
gesellschaften für Wertpa-
pier- und Geldmarktfonds in
der Bundesrepublik sind
29 Gesellschaften in Frank-
furt ansässig. Von 3 720 Spe-
zialfonds (ohne Immobilien-
fonds) in der Bundesrepu-
blik werden 2 597 in der
Geldmetropole verwaltet.

Das Fondsvermögen 1997
betrug 550 Milliarden DM,
das Mittelaufkommen 1997
lag bei 107 Milliarden DM.

Diese ausgewählten Zahlen
machen deutlich, wieviel Ar-
beit die Frankfurter Banken-
prüfer zu bewältigen haben.

Grundsätzlich unterscheidet
sich die Konzernprüfung bei
Banken nicht wesentlich
von der in Industrieunter-
nehmen. Die Bandbreite
konzernabhängiger Betrie-
be ist jedoch wesentlich grö-
ûer als bei den übrigen
Industrieunternehmen. Die
Anzahl konzernabhängiger
Betriebe reicht bis ca. 400
Beteiligungsgesellschaften.

Die Globalisierung der
Bankgeschäfte führt immer
mehr dazu, daû neue Sach-
verhalte unter steuerlichen
Gesichtspunkten beurteilt
werden müssen. Die steuer-
liche Beurteilung von Spe-
zialfragen hat jeweils gro-
ûe finanzielle Bedeutung.
Die Übernahme auslän-
discher Investmentbanken
und ausländischer Ver-
mögens-Verwaltungsgesell-
schaften, elektronisches Be-
zahlen im Internet (Caiber-
cash), Elektronik Commer-
ce, Aktienplazierung an der
Wall Street, Asset-Backed-
Finanzierungen, Ausglie-
derungen von Geschäfts-
bereichen, Stock-Options-
Pläne, Gründung von neuen
Unternehmen, Fusionen
unter Bankenbeteiligung,
Umstrukturierung von Be-
teiligungen, Einbringung
in Holding-Gesellschaften
(Tauschgutachten), Ver-
schmelzung mit Stiftungen
ohne Anfechtung stiller Re-
serven, weltweite steuerliche
Erfassung eines globalen Bu-
ches, Anerkennung von steu-
erneutralen ¹Down-Stream-
Mergerª in Verbindung mit
der Abspaltung u.ä. sind sol-
che Sonderfragen, die zeit-
aufwendig in Prüfung und
Beurteilung sind.

Unter dem Beisein des Vor-
stehers des Finanzamtes
Frankfurt V, Herrn Schnei-
der-Ludolf, erläuterten Sach-
gebietsleiter der Bankenprü-
fung und Prüfer der Groû-
banken ± selbstverständlich
unter Wahrung des Steuer-
geheimnisses ± die einzel-
nen Sachprobleme und
machten deutlich, daû die

amtlichen Muster für die
Personalbedarfsberechnung
die Sonderfaktoren der Ban-
kenprüfung nur unzurei-
chend erfassen. Der DSTG-
Bundesvorsitzende will auf
das Problems achten.

Angesprochen wurde auch
die Zusammenarbeit mit
den Bundesbetriebsprüfern.
Diskutiert wurde über den
§ 30a der Abgabenordnung
(¹Schutz der Bankkundenª),
der es den Bankenprüfern
versagt, über bedeutsame
Vorgänge Kontrollmitteilun-
gen zu fertigen.

Die Landesvorsitzende An-
ne Schauer und der DSTG-
Bundesvorsitzende konnten
sich auch davon überzeu-
gen, daû die Bankenprü-
ferinnen und Bankenprüfer
in Frankfurt ihr Bestes ge-
ben und nach der erfolgten
Personalverstärkung, zeit-
nah prüfen können.

Lohnsteuerzahler
müssen warten

Die Arbeitnehmer werden
auf Lohnsteuererstattungen
des Finanzamtes länger
warten müssen. Nach Ein-
schätzung von DSTG-Chef
Dieter Ondracek ist dafür
die Neuregelung der ¹630-
Mark-Jobsª verantwortlich.
Er rechne mit mindestens
1,5 Mio. bis zwei Mio. Anträ-
gen auf eine Freistellungs-
bescheinigung. Der ¹Ge-
samtvorgangª dauere min-
destens 30 Minuten, was zu-
sätzliche Arbeit für mehr als
300 Mitarbeiter in den ohne-
hin überlasteten Finanzäm-
tern bedeute. Da aber kein
zusätzliches Personal zur
Verfügung gestellt werde,
bleibe die Arbeit liegen.
In den Arbeitnehmerver-
anlagungsstellen herrsche
Hochbetrieb.

Frankfurts Banken
mit Erfolg geprüft

Vorankündigung

Lübeck, 30. Mai bis 2. Juni 1999:
14. Steuer-Gewerkschaftstag

Der 14. Steuer-Gewerkschaftstag findet am 1. und 2. Juni
1999 in der Musik- und Kongreûhalle Lübeck statt. Er
steht unter dem Motto:

¹Starke Steuerverwaltung ± Garant für sozialen Friedenª.

Erwartet werden über 400 Delegierte und Gäste aus
allen Teilen der Bundesrepublik Deutschland.

Aufgabe des Steuer-Gewerkschaftstages ist es, die
Grundlinien der Gewerkschaftsarbeit für die nächsten
Jahre festzulegen. Hierzu werden dem Gewerkschafts-
tag zahlreiche Anträge zu allen Bereichen der gewerk-
schaftlichen Interessenvertretung vorliegen. Höhepunkt
des Gewerkschaftstages wird die öffentliche Kund-
gebung sein, zu der über 1 000 Teilnehmer erwartet wer-
den. Der vorläufige Zeitplan beinhaltet:

30. Mai 1999: Sitzungen von Bundesleitung
und Bundeshauptvorstand
(nichtöffentlich)

31. Mai 1999: Fortsetzung der Sitzung des Bundes-
hauptvorstandes (nichtöffentlich)

1. Juni 1999: 14. Steuer-Gewerkschaftstag ±
9.00 Uhr Arbeitstagung (öffentlich);
14.00 Uhr öffentliche Kundgebung

2. Juni 1999: 10.00 Uhr Fortsetzung der Arbeitstagung
(öffentlich); 13.00 Uhr Sitzungen der
Bundesfrauenvertretung und der Tarif-
kommission (nichtöffentlich)
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Z ur Neuregelung des
Familienleistungs-
ausgleichs hat das

Bundesverfassungsgericht
im Beschluû vom 10. Novem-
ber 1998 festgestellt, daû die
Nichtgewährung von Kin-
derbetreuungskosten und
des Haushaltsfreibetrages
bei Ehegatten verfassungs-
widrig ist. Gleichzeitig hat
Karlsruhe auch die Höhe der
Kinderfreibeträge als teil-
weise nicht ausreichend an-
gesehen, das gebotene Exi-
stenzminimum des Kindes
von der Steuer freizustellen.
Im einzelnen wurde die Sa-
che an den Bundesfinanzhof
verwiesen. Der Bundesfi-
nanzhof hat den Bundesmi-
nister der Finanzen zum Ver-
fahrensbeitritt aufgefordert

und die Beantwortung von
konkreten Fragen gefordert.
Bezüglich offener Ein-
kommensteuerbescheide für
die Veranlagungszeiträume
1983 bis 1995 hat der BFH
das BMF gefragt:

1. Wie viele noch nicht
rechtskräftige (angefoch-
tene bzw. für vorläufig
erklärte) Einkommen-
steuerbescheide für die
Veranlagungszeiträume
1983 bis 1995 sind von
den Entscheidungen des
Bundesverfassungsge-
richts betroffen?

2. Wie müssen die in den
Beschlüssen des Bundes-
verfassungsgerichts auf-
geführten Tabellen für
diese Veranlagungszeit-

räume fortgeschrieben
werden und ab welchem
Grenzsteuersatz wächst
die Vorschrift des § 32
Abs. 6 EStG bei einem
Kind sowie bei zwei und
drei Kindern jeweils in
die Verfassungswidrig-
keit hinein?

Weiter wurde gefragt, ob
der Gesetzgeber eine rück-
wirkende Neuregelung be-
absichtigt oder ob die Fi-
nanzverwaltung von sich
aus den Vorgaben des Bun-
desverfassungsgerichts zu-
gunsten aller materiell Be-
troffenen Rechnung tragen
wird. Den Steuerpflichtigen
kann kaum verwehrt wer-
den, zur Durchsetzung des
verfassungsrechtlich ge-
schützten kindbedingten

Mindeststandards (Kinder-
freibeträge) bei ihren Fi-
nanzämtern Anträge auf
¾nderung der vorläufigen
Steuerfestsetzungen inner-
halb der gesetzlichen Ver-
jährungsfrist zu stellen.

Das Bundesfinanzministe-
rium hat die Fragen zwi-
schenzeitlich beantwortet.
Das BMF kommt dabei zu
dem Ergebnis, daû je nach
Anzahl der Kinder ab be-
stimmten zu versteuernden
Einkommenshöhen nachge-
bessert werden muû. Aus
der nachstehenden Über-
sicht ergibt sich, ab wel-
chem zu versteuerndem Ein-
kommen Nachbesserungen
veranlaût sind und wie vie-
le Steuerbescheide konkret
davon betroffen sind:

Kinderfreibeträge werden auch
rückwirkend angehoben

Jahr
Zahl Steuer-

pflichtige

Existenz-
minimum

gekürztes
Kindergeld

Kinder-
freibetrag

Grenzst.s., ab
dem Kg + Kfb

nicht
ausreichen

Zu verst. Einkommen
bei Grenzsteuersatz Zahl der

Ausgleichs-
fälle

Ledige Verheiratete

DM v. H. DM

a) Steuerpflichtige mit 1 Kind

1985 5 000 3 924 600 2 432 40,2 35 532 71 064 105

1986 76 220 4 296 600 2 484 33,1 28 836 57 672 12 209

1987 129 600 4 416 600 2 484 31,1 26 568 53 136 29 681

1988 251 400 4 572 600 2 484 28,7 27 216 54 432 64 970

1989 1 124 200 4 752 600 2 484 26,5 24 030 48 060 426 873

1990 3 267 100 5 078 600 3 024 29,2 41 688 83 376 460 323

1991 5 120 000 5 388 600 3 024 25,4 29 160 58 320 1 618 275

1992 4 996 600 5 676 840 4 104 53,4 ± ± 0

1993 5 440 900 5 940 840 4 104 45,8 96 282 192 564 99 379

1994 5 495 200 6 096 840 4 104 42,2 84 456 168 912 154 911

1995 5 432 600 6 168 840 4 104 40,7 79 542 159 084 171 759

b) Steuerpflichtige mit 2 Kindern

1985 4 000 7 848 1 440 4 264 40,2 35 532 71 064 336

1986 60 100 8 592 1 440 4 968 39,7 37 638 75 276 5 334

1987 102 300 8 832 1 440 4 968 37,3 34 074 68 148 13 311

1988 198 400 9 144 1 440 4 968 34,5 36 720 73 440 26 174

1989 887 100 9 504 1 440 4 968 31,7 31 914 63 828 183 484

1990 2 577 900 10 152 1 440 6 048 35,1 61 074 122 148 157 822

1991 4 040 000 10 778 1 440 6 048 30,5 45 954 91 908 471 678

1992 3 942 600 11 352 1 680 8 208 53,4 ± ± 0

1993 4 293 100 11880 1 680 8 208 45,8 96 282 192 564 100 600

1994 4 336 000 12 192 1 680 8 208 42,2 84 456 168 912 145 686

1995 4 286 600 12 336 1 680 8 208 40,7 79 542 159 084 157 399
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Diese Tabelle zeigt, daû
nicht alle Steuerpflichtigen
mit Kinder Nachzahlungen
zu erwarten haben. Für
die Steuerverwaltung be-
deutet die Aufarbeitung
aber eine gewaltige Zusatz-
belastung.

Nach den Zahlen der Bun-
desregierung ergeben sich
für den gesamten Zeitraum
1985 bis 1995 4 367 475 zu
ändernde Steuerbescheide.
Alle übrigen hinsichtlich
der Kinderfreibeträge vor-
läufigen Steuerbescheide

werden ohne ¾nderung für
endgültig erklärt. Dabei
werden die Finanzämter mit
vielen Rückfragen befaût
werden, weil die Bürgerin-
nen und Bürger nicht ohne
weiteres akzeptieren wer-
den, daû sie keine oder nur
eine geringe Rückerstattung
bekommen werden.

Hier fordert die DSTG eine
breite öffentliche Aufklä-
rung, um die Rückfragen
oder erneute Einsprüche
möglichst gering zu halten.
Erforderlich wird sicher

auch sein, daû den betroffe-
nen Bürgerinnen und Bür-
gern maschinell erläutert
wird, warum sich in dem
speziellen Fall keine Berich-
tigung und Nachzahlung er-
gibt.

Der DSTG-Bundesvorsit-
zende Dieter Ondracek er-
klärte gegenüber den Me-
dien, daû die Abarbeitung
dieses Sonderarbeitsberges
die betroffenen Stellen in
den Finanzämtern zwei Mo-
nate beschäftigt und daû in
dieser Zeit alle anderen Ar-

beiten zwangsläufig liegen
bleiben müssen.

Ondracek warb in der Öf-
fentlichkeit um Verständnis
für die Beschäftigten in den
Finanzämtern, die für diese
Folgen nicht verantwortlich
sind, sondern die Leidtra-
genden seien.

Nach dem derzeitigen Stand
ihrer Überlegungen will die
Bundesregierung keine ge-
setzliche ¾nderung, son-
dern die Erledigung im Ver-
waltungsweg veranlassen.

c) Steuerpflichtige mit 3 Kindern

1985 1 100 11 772 3 120 4 696 44,1 41 634 83 268 44

1986 17 600 12 888 3 120 7 452 57,4 ± ± 0

1987 30 000 13 248 3 120 7 452 53,8 103 788 207 576 509

1988 58 100 13 716 3 120 7 452 49,8 85 698 171 396 1 577

1989 259 800 14 256 3 120 7 452 45,9 64 746 129 492 11 699

1990 755 000 15 228 3 120 9 072 50,7 112 428 224 856 17 644

1991 1 183 200 16 164 3 120 9 072 44,0 90 396 180 792 35 693

1992 1 154 600 17 028 3 360 12 312 71,2 ± ± 0

1993 1 257 300 17 820 3 360 12 312 61,0 ± ± 0

Kontakt mit F.D.P.-Bundestagsfraktion

Die Besoldungsrunde 1999, die dienstrechtliche Entwick-
lung, aber auch die Lage der Steuerverwaltung und die
daraus zu ziehenden dienst- und besoldungsrechtlichen
Konsequenzen erörterte der B7undesvorsitztende Dieter
Ondracek mit dem besoldungspolitischen Sprecher der
F.D.P.-Bundestagsfraktion Dr. Max Stadler (Bild Mitte) am
25. März 1999 in Bonn. Der kontinuierliche Meinungs-
austausch mit Stadler hat eine gute Tradition und soll weiter
fortgesetzt werden.

Weitere Gesprächsteilnehmer: der besoldungspolitische
Berater der F.D.P.-Bundestagsfraktion, Ministerialdiri-
gent Ulrich Güther (Bild rechts), Bundesgeschäftsführer
Paul Courth (Bild links) und sein Vize Rafael Zender
(2. v. rechts).

DSTG: Mit Hans Eichel fair arbeiten

B is vor wenigen Wochen war er Hessischer Ministerprä-
sident und ein kooperativer Partner der DSTG. Seit
dem 12. April 1999 ist er Bundesfinanzminister: Hans

Eichel ist nach den Erfahrungen der DSTG ein guter Griff des
Bundeskanzlers.

DSTG-Chef Dieter Ondracek hat ihm zu seiner Berufung gra-
tuliert. ¹Die Beschäftigten in den Steuerverwaltungen des
Bundes und der Länder wissen, welch' groûe Bürde Ihnen auf-
erlegt worden ist. Ein soziales und einfaches Steuerrecht zu
schaffen, aber auch ein Steuerrecht, das den Wirtschaftsstand-
ort stärkt, bleibt eine ¹Herkulesarbeitª. Die Deutsche Steuer-
Gewerkschaft ist bereit, Sie mit allen Kräften zu unterstützen
und den Sachverstand ihrer Mitglieder einzubringen. Der
gleichmäûige Vollzug der Steuergesetze, die Ausschöpfung
der Steuerquellen, die Bekämpfung der Steuerkriminalität
usw. stellen uns vor weitere gemeinsame Aufgaben. Wir ste-
hen Ihnen mit unserer Erfahrung immer zur Verfügungª, bot
Ondracek an.

Ondracek lud Eichel zum 14. Steuer-Gewerkschaftstag am
1. Juni 1999 in Lübeck ein und bat ihn, das Festreferat zu halten.

Neuer beamteter Staatssekretär im BMF ist Professor Dr. Heri-
bert Zitzelsberger, Leiter der Steuerabteilung der Bayer AG.
Eichel ist es gelungen, einen erstklassigen Fachmann als be-
amteten Staatssekretär zu gewinnen, der in der deutschen Ex-
pertenszene einen hervorragenden Ruf genieût. Für die DSTG
ist er kein Unbekannter. Seit 1967 war Zitzelsberger in der
bayerischen Finanzverwaltung tätig, bevor er 1974 ins Bun-
desfinanzministerium wechselte, wo er zunächst als Persön-
licher Referent des damaligen Parlamentarischen Staatssekre-
tärs Rolf Böhme (SPD) arbeitete und später das Auûensteuer-
referat leitete.
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Gespräch mit den Innenpolitikern der CDU/CSU-Bundestagsfraktion

Der DSTG-Bundesvorsitzende Dieter Ondracek traf am
17. März 1999 im DSTG-Haus in Bonn mit den Innenpoli-
tikern der CDU/CSU-Bundestagsfraktion zu einem umfas-
senden Meinungsaustausch zusammen. An dem Gespräch
nahmen teil der innenpolitische Sprecher der CDU/CSU-
Bundestagsfraktion Erwin Marschewski, der innenpolitische
Sprecher der CSU, Wolfgang Zeitlmann, MdB Martin
Hohmann und MdB Wolfgang Bosbach. Themen waren
die Besoldung der Beamten, die Alimentation kinderreicher
Beamtenfamilien, die Funktionsgruppenverordnung und die
Altersteilzeit. Es bestand Übereinstimmung, daû die Mög-
lichkeiten des Altersteilzeitgesetzes auch für Teilzeitbeschäf-
tigte eröffnet werden sollen und daû die Funktionsgrup-
penverordnung nivelliert werden muû. DSTG-Chef Dieter Ondracek traf auf Innenpolitiker der

CDU/CSU-Bundestagsfraktion

Hermann Fredersdorf feierte
75. Geburtstag

A n seinem eigentlichen Geburtstag, am 19. März
1999, hat Hermann Fredersdorf im engsten Fami-
lien- und Freundeskreis seinen 75. Geburtstag

feiern können. Am 12. April 1999 fand eine ¹Nachfeierª
statt. Handverlesen waren die Gäste: das DSTG-Ehrenmit-
glied, der Verleger Erich Fleischer mit seiner Frau, der Vize-
präsident der Bundessteuerberaterkammer, Karl-Heinz
Mittelsteiner, seine drei Nachfolger im Bundesvorsitz, Wer-
ner Hagedorn, Erhard Geyer und Dieter Ondracek, die
Bundesleitung (Anne Schauer, Harold Hartmann, Helmut
Overbeck, Dr. Rainer Ullrich und Joachim Rothe), Bun-
desgeschäftsführer Paul Courth und Stellvertreter Rafael
Zender.

In ihren Tischreden würdigten Mittelsteiner und Ondracek
die facettenreiche gewerkschaftliche Vita von Fredersdorf.
Er habe die DSTG nach dem Kriege zu dem gemacht, was
sie heute ist ± eine erste steuerpolitische Adresse und star-
ke gesellschaftliche Kraft. Seine Nachfolger hätten auf
diesem Fundament aufbauen können. Mittelsteiner wür-
digte das engagierte Wirken von Fredersdorf für ein gutes
Steuerklima, Fleischer die erfolgreiche Zusammenarbeit
der DSTG mit seinem Verlag.

Hermann Fredersdorf (2. v. r.) mit seinen Nachfolgern
Werner Hagedorn, Erhard Geyer und Dieter Ondracek.

Ludwig Stiegler (im Bild rechts), Vorsitzender der bayeri-
schen SPD-Landesgruppe im Bundestag und stellver-
tretender Vorsitzender der SPD-Bundestagsfraktion,

und Hans-Peter Kemper (links), Mitglied des Innenaus-
schusses im Deutschen Bundestag, trafen sich im

Deutschen Bundestag mit dem DSTG-Bundesvorsitzen-
den Dieter Ondracek und dem stellvertretenden Bundes-

geschäftsführer Rafael Zender zu einem Gespräch.

Gesprächspunkte waren die ¾uûerung der bayerischen
SPD-Landesvorsitzenden Renate Schmidt zum Thema
¹Steueramnestieª und ¹Abgeltungsteuerª. Ondracek
erläuterte, warum die DSTG gegen beide Vorhaben ist,
daû damit Probleme nicht gelöst werden, sondern neue
Schlupflöcher und Tarnmöglichkeiten eröffnet werden.

Der von interessierter Seite geäuûerte Effekt der Rückkehr
von Auslandsgeldern sei nur vorgeschoben, um den
Abgeordneten das Projekt schmackhaft zu machen.

Die Innenpolitiker Stiegler und Kemper wurden vom
DSTG-Bundesvorsitzenden über die schwierige Beförde-

rungssituation vor allen Dingen in den Auûendiensten
(Betriebsprüfung, Steuerfahndung) informiert. Dabei

wurden Vorschläge unterbreitet, wie man durch
¾nderung der Funktionsgruppenverordnung hier Abhilfe

schaffen könnte.

Besprochen wurden weiter Probleme der Altersteilzeit
und das generelle Aussperren der Teilzeitbeschäftigten

von diesen Möglichkeiten.
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Z u seiner 50jährigen
Jubiläumsfeier hatte
der DSTG-Bezirks-

verband Düsseldorf eingela-
den. Auf einem Empfang
wurden zahlreiche Grün-
dungsmitglieder und lang-
jährige DSTG-Mitglieder
geehrt.

Der DSTG-Bundesvorsit-
zende Dieter Ondracek
richtete an die Versamm-
lungsteilnehmer ein Gruû-
wort und dankte vor al-
len Dingen den Jubilaren
für die lange treue Mit-
gliedschaft.

Der Bezirksvorsitzende
Hans-Werner Kaldenhoff
gab einen Überblick über
50 Jahre DSTG-Tätigkeit im
Bezirk Düsseldorf. In der
Festschrift, die schlagpunkt-
artig die wichtigsten Ereig-
nisse der einzelnen Jahre
festhielt, war als ¹roter Fa-
denª Protest und Kampf zu
entnehmen. Der Bezirksver-
band Düsseldorf konnte
1949 bereits über 3 000 Mit-

glieder zählen und kann
heute 9 000 Mitglieder vor-
weisen.

Die einzelnen Daten und
Fakten zeigen den Erfolg
50jähriger Gewerkschafts-
arbeit.

I 1954
¹Die Altersgrenze wird
von 70 auf 68 Jahre ab-
gesenktª.

I 1958
Die Möglichkeit der
Beförderung zum
Hauptsekretär wird er-
öffnet.

I 1961
Die Einführung der
Fünf-Tage-Woche wird
diskutiert.

I 1963
wird auf Drängen der
DSTG der Entwurf
über die 44-Stunden-
Woche vorgelegt.

I 1968
wird ein neues Spit-
zenamtes für den mitt-
leren Dienst mit A 9
geschaffen. Für den
gehobenen Dienst wird
ein neues Spitzenamt
A 13 (Obersteuerrat)
erkämpft.

I 1969
wird die 40-Stunden-
Woche gefordert.

I 1974
wird das 13. Monatsge-
halt als Weihnachts-
geld erreicht. Die 40-
Stunden-Woche wird
erkämpft.

I 1979
wird für die Tarif-
beschäftigten der Ab-
schnitt J des Bundes-
Angestelltentarifes we-
sentlich verbessert.

I 1981
wird für den mittle-
ren Dienst ein neues
Spitzenamt A 9 Z er-
kämpft.

I 1984
wird die Nachdiplo-
mierung für den geho-
benen Dienst erreicht.

I 1986
wird die Funktions-
gruppenverordnung
verbessert.

I 1988
wird die Absenkung
der Eingangsbesol-
dung für den gehobe-
nen Dienst wieder zu-
rückgenommen.

I 1992
werden Beförderungs-
verbesserungen er-
reicht.

I 1994
wird als Eingangsamt
des mittleren Dienstes
A 6 eingeführt.

I Seit 1995
werden eine Reihe
von Versuchen, Ver-
schlechterungen durch-
zuführen, bekämpft.

I 1997
wird die Berufsbe-
zeichnung ¹Finanz-
fachwirtª für den mitt-
leren Dienst durchge-
setzt.

Die DSTG-Bundesleitung
gratuliert dem Bezirksver-
band Düsseldorf für die
50 Jahre erfolgreiche Arbeit.

Mitgliederzahl seit Gründung verdreifacht

Düsseldorf: 50 Jahre
DSTG-Bezirksverband

DSTG hält Kontakt zur Arbeitsebene der Ministerien

Mit den Spitzen der Steuerabteilung des Bundes und der
Länder ist die DSTG ständig im Gespräch. Loyal und

fachkompetent arbeiten die Steuerabteilungen
den jeweiligen Finanzministern zu, aufgrund politischer

Vorgaben, die nicht sie, sondern ausschlieûlich
die Politik zu verantworten hat.

Zwei Steuerabteilungsleiter statteten der DSTG im April
einen Besuch ab: am 19. April 1999 der Steuerabteilungs-
leiter im Finanzministerium des Landes Nordrhein-West-
falen, Professor Dr. Jochen Thiel (Bild links 2. v. l. mit dem
stellv. Bundesgeschäftsführer Rafael Zender, Bundesvor-
sitzendem Dieter Ondracek und Bundesgeschäftsführer

Paul Courth, v. l.); am 20. April 1999
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V iel zu wenig be-
kannt ist die Wirk-
samkeit des DSTG-

Rechtsschutzes. Er hat in
den letzten Jahren vielen
Kolleginnen und Kollegen
geholfen, insbesondere in
den jungen Bundesländern.
Dies wird deutlich aus
einem Bericht des stellver-
tretenden Bundesgeschäfts-
führers, Rechtsanwalt Rafael
Zender, der Teil des Ge-
schäftsberichts der Bun-
desleitung ist, der dem
14. Steuer-Gewerkschafts-
tag am 1. Juni 1999 in Lü-
beck vorliegt.

Dieser Bericht des DSTG-
Justitiars gibt einen umfas-
senden Überblick über den
Rechtsschutz, an dem deut-
lich gemacht werden kann:
die DSTG betreibt nicht nur
gewerkschaftspolitische Ar-
beit für die Beschäftigten
der Steuerverwaltung, son-
dern steht stets an der Seite
des Mitgliedes, wenn Pro-
bleme mit dem Dienstherrn
entstehen, wenn es auf eine
starke Gewerkschaft an sei-
ner Seite angewiesen ist.

Der Schwerpunkt der Rechts-
schutzgewährung durch die
Bundesgeschäftsstelle der
DSTG lag auch, wie im vor-
hergehenden Berichtszeit-
raum, in den neuen Bundes-
ländern. Gerade die im Be-
amtenbereich in den neuen
Bundesländern aufgetrete-
nen Fälle zeigen, daû das
vielfach mit der Verbeam-
tung einsetzende Denken:
¹Ich habe meine Urkunde in
der Hand, mir kann bis ans
Lebensende nichts mehr
passieren, ich brauche die
DSTG nicht mehr.ª ebenso
falsch wie existenzgefähr-
dend ist.

Zunehmend waren Ge-
richtsverfahren gegen die
Zurücknahme der Verbeam-
tung auf Probe oder auf Le-
benszeit zu führen, die vom

Dienstherrn mit arglistiger
Täuschung durch Ver-
schweigen von (angebli-
chen) MfS/AfNS-Kontakten
begründet wurden. Diese
notwendigen Maûnahmen
umfaûten regelmäûig nach
Widerspruchseinlegung die
Beantragung der Wieder-
herstellung der aufschie-
benden Wirkung des Wider-
spruchs beim Verwaltungs-
gericht und Klageeinrei-
chung. Nur nebenbei sei be-
merkt, daû die privaten
Rechtsschutzversicherungen
in den vorbezeichneten Fäl-
len die Kostenübernahme
regelmäûig (nach ihren Ver-
tragsbedingungen zu Recht)
ablehnten, oftmals erst nach
längerer Zeit.

In den Fällen, in denen die
Rechtmäûigkeit der Zurück-
nahme der Verbeamtung
durch das Verwaltungsge-
richt festgestellt wurde, war

Private Rechtsschutz-
versicherungen
lehnten Kosten-

übernahme bei MfS-
Fällen ab

dann vor den Arbeitsgerich-
ten zu überprüfen, ob ein
vor Ernennung zum Be-
amten bestehendes Arbeits-
verhältnis nach Rücknah-
me der Beamtenernennung
wieder auflebt. Geschürt
wurde diese Rechtsauffas-
sung teilweise auch durch
die Finanzverwaltungen in
den neuen Bundesländern,
die neben einer Rücknahme
der Verbeamtung auch eine
Kündigung des Arbeits-
verhältnisses aussprachen.
Klarheit brachte erst das Ur-
teil des Bundesarbeitsge-
richts vom 24. April 1997
(2 AZR 241/96), durch das
festgestellt wurde, daû ein
vor Ernennung zum Be-
amten bestehendes Ar-
beitsverhältnis nach Rück-
nahme der Beamtenernen-

nung nicht wiederauflebt.
Dieses Urteil ist grundsätz-
lich auch für die alten Bun-
desländer von Interesse, da
auch hier Fallkonstella-
tionen denkbar sind, in
denen die Verbeamtung we-
gen Täuschungshandlun-
gen zurückgenommen wird.

Auch im Angestelltenbe-
reich traten weiterhin Fälle
auf, in denen der Dienstherr
das Arbeitsverhältnis wegen
(angeblichen) MfS/AfNS-
Kontakten beenden wollte.

Um die ¹berufliche Exi-
stenzª ging es auch in meh-
reren Verfahren, in denen
sich insbesondere ältere
Kolleginnen und Kollegen
nach der Verbeamtung auf
Probe des Vorwurfs der
mangelnden fachlichen Lei-
stungen ausgesetzt sahen.
Dies war für die Kolleginnen
und Kollegen wenig nach-
vollziehbar, da sie vorher re-
gelmäûig mehrere Jahre als
Angestellte in der Finanz-
verwaltung tätig gewesen
waren und oftmals eine Ver-
beamtung nicht von selbst
angestrebt hatten, sondern
von der Verwaltung hierzu
¹ermuntertª wurden. Über
die Tatsache, daû sie bei
einer Entlassung aus dem
Beamtenverhältnis auf Pro-
be wegen Nichtbewährung
¹auf der Straûe stehenª, da
das frühere Arbeitsverhält-
nis nicht wiederauflebt, wa-
ren sie nicht informiert. In
den meisten Fällen konnte
diesen Kolleginnen und Kol-
legen durch die Gewährung
von Verfahrensrechtsschutz
erfolgreich Beistand gelei-
stet werden.

Vor den Kopf gestoûen und
ausgenutzt fühlten sich auch
die Kolleginnen und Kol-
legen, die seit Jahren im
Angestelltenverhältnis, al-
lerdings immer nur mit auf-
einanderfolgenden befriste-
ten Arbeitsverträgen, in der

Finanzverwaltung beschäf-
tigt waren, und deren Ar-
beitsverträge plötzlich nicht
mehr verlängert werden
sollten. Dies war für die Kol-
leginnen und Kollegen um
so unverständlicher, als sie
oftmals seit Jahren vollstes
Engagement in den Auf-
bau der Finanzverwaltun-
gen investiert hatten. Auch
hier konnte die DSTG häu-
fig ± meistens erst auf dem
Klagewege ± erreichen, daû
die Befristung von dem Ar-
beitsgericht als unwirksam
und das Arbeitsverhältnis
als in Form eines unbe-
fristeten Arbeitsverhältnis-
ses fortbestehend festge-
stellt wurde.

Vermehrt traten auch Fälle
auf, in denen die Verwal-
tung, oftmals nach mehre-
ren Jahren, nach erneuter
Durchsicht der Anträge auf
Anerkennung der Beschäf-
tigungszeiten zu dem Er-
gebnis kam, daû die seiner-
zeitige Anerkennung fehler-
haft war und die Beschäf-
tigungszeiten im nachhinein
rückwirkend wieder aber-
kennen wollte, verbunden
mit erheblichen finanziellen
Einbuûen.

Der Versuch, auf dem Klage-
wege als ersten Schritt we-
nigstens für einen Teil der
Kolleginnen und Kollegen in
den neuen Bundesländern
eine Anpassung der Besol-
dung auf 100 % des West-
niveaus zu erreichen, war
dagegen leider nicht von Er-
folg gekrönt. Die Hoffnung
wurde ausgelöst durch ein
Urteil des Verwaltungsge-
richts Dresden von Novem-
ber 1994, das sich mit der
Klage eines aus den neuen
Bundesländern stammen-
den sächsischen Richters zu
befassen hatte, der die zwei-
te juristische Staatsprüfung
im Vorbereitungsdienst des
Landes Sachsen nach der

Bewährter Service ist noch zu wenig bekannt

DSTG-Rechtsschutz hilft vielen
Einzelmitgliedern
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bayerischen Justizprüfungs-
ordnung in Bayern ablegte.
Dieses Verwaltungsgericht
sah in erster Instanz die Vor-
aussetzung des § 4 der 2. Be-
soldungs-Übergangsverord-
nung, nämlich daû der Rich-
ter aufgrund der im bisheri-
gen Bundesgebiet erworbe-
nen Befähigungsvorausset-
zungen ernannt wurde, als
gegeben an und verurteilte
das Land Sachsen zur Zah-
lung des ruhegehaltsfähi-
gen Zuschusses in Höhe des
Unterschiedsbetrages zwi-
schen der in den neuen
Bundesländern geltenden
Besoldung (seinerzeit 82 %)
und den bei gleichem Amt
für das bisherige Bundesge-
biet geltenden Dienstbezü-
gen. Andere Verwaltungs-
gerichte kamen in gleichge-
lagerten Fällen zu ableh-
nenden Entscheidungen.
Wegen der vergleichbaren
Sachlage stellte sich auch
bei den Kolleginnen und
Kollegen aus den neuen
Bundesländern, die im We-
ge der Abordnung ganz
oder teilweise ihren Vorbe-
reitungsdienst und die Lauf-
bahnprüfung in den alten
Bundesländern absolviert
hatten, die Frage eines Zu-
schusses zur Ergänzung ih-
rer Dienstbezüge auf 100 %
gemäû § 4 der 2. Be-
soldungs-Übergangsverord-
nung. Trotz der im Vorfeld
als wenig erfolgreich einge-
schätzten Rechtslage legte
die DSTG für mehrere Kol-
leginnen und Kollegen bei

Jede Chance
auf höhere Besoldung

wird genutzt

unterschiedlichen Verwal-
tungsgerichten Klage ein,
um jede Chance auf eine hö-
here Besoldung zu nutzen.

Am 25. April 1996 lehnte der
2. Senat des Bundesverwal-
tungsgerichts mehrere Kla-
gen auf Gewährung eines
Zuschusses zur Ergänzung
der Dienstbezüge auf 100 %
für Volljuristen, die ihr Stu-
dium in der ehemaligen
DDR absolviert hatten, ab.

Die vorbezeichneten Urteile
des Bundesverwaltungsge-
richts waren leider auch für

die Kolleginnen und Kolle-
gen des mittleren und geho-
benen Dienstes der Finanz-
verwaltung in den neuen
Bundesländern von Bedeu-
tung, da das Bundesverwal-
tungsgericht in der Begrün-
dung der Urteile auch zu
diesen Fallkonstellationen
in ablehnender Weise Stel-
lung bezog. So führte es aus:

¹Nach dem Wortlaut, der
Systematik, dem Sinn und
Zweck sowie der histori-
schen Auslegung des § 4
Abs. 1 Satz 1 der 2. BesÜV
müssen nach dem Lauf-
bahnrecht der für die
jeweilge Laufbahn erfor-
derliche Vorbildungsab-
schluû, Vorbereitungs-
dienst im laufbahnrecht-
lichen Rahmen und ± so-
weit vorgeschrieben ± die
Laufbahnprüfung im bis-
herigen Bundesgebiet ab-
solviert worden sein.ª

Hierzu zählt nach den Lan-
desbeamtengesetzen der
neuen Länder für den mitt-
leren Dienst auch der Real-
schulabschluû und für den
gehobenen Dienst das
Abitur bzw. ein als gleich-
wertig anerkannter Bil-
dungsabschluû. Unstreitig
sind diese Voraussetzungen
von den Kolleginnen und
Kollegen aus den jungen
Bundesländern nicht in den
alten Bundesländern abge-
legt worden. Dies konnten
sie ja auch nicht. Damit war
zumindest eine von den drei
Voraussetzungen des Be-
griffs ¹Befähigungsvoraus-
setzungenª nicht in den al-
ten Bundesländern erlangt
worden, so daû nach der
Auffassung des Bundesver-
waltungsgerichts kein An-
spruch nach § 4 der 2. Bes-
ÜV besteht.

Aufgrund der gerichtlichen
Auseinandersetzungen ist
dem Gesetzgeber bewuût
geworden, daû dieser § 4 der
2. BesÜV zu Unbilligkeiten
geführt hat. Er wurde daher
in eine ¹Kann-Vorschriftª
umgewandelt, so daû der
Zuschuû in der Praxis an
Beamte aus den alten Bun-
desländern, die erstmals in
den neuen Bundesländern
tätig werden, kaum noch

gewährt wird. In der Be-
gründung zu dieser Geset-
zesänderung wurde ausge-
führt, daû damit der Anglei-
chung der Ausbildungsver-
hältnisse Rechnung getra-
gen wird.

Weiteren Anlaû für gerichtli-
che Auseinandersetzungen
bildeten häufig auch die un-
terschiedlichen Auffassun-
gen über die Gewährung
von Trennungsgeld/Auf-
wandsentschädigungen für
Kolleginnen und Kollegen,
die aus den alten Bundes-
ländern in die neuen Bun-
desländer abgeordnet bzw.
versetzt wurden.

In den alten Bundesländern
erstreckte sich das Spek-
trum der Rechtsschutzge-
währung auf die gesamte
Palette des öffentlichen
Dienstrechts. Schwerpunkt
waren Beurteilungs- und
Beförderungsstreitigkeiten.

Gleichermaûen auf die alten
und neuen Bundesländer er-
streckten sich die Maûnah-

Streit um amtsange-
messene Alimentation

kinderreicher
Beamtenfamilien

men der DSTG zur Durch-
setzung von Ansprüchen auf
einen korrekten Familienlei-
stungsausgleich als auch auf
amtsangemessene Alimen-
tation kinderreicher Beam-
tenfamilien.

Nachdem durch das Jahres-
steuergesetz 1996 eine Um-
stellung des Familienlei-
stungsausgleichs in der Wei-
se vorgenommen wurde,
daû alternativ Kindergeld
oder Kinderfreibetrag ge-
währt wurden, waren die
Beratung bezüglich der Wi-
derspruchseinlegung gegen
die Höhe der Festsetzung
des Kindergeldes für das
erste und zweite Kind, wie
auch Einsprüche gegen die
entsprechenden Steuerbe-
scheide hinsichtlich des
Kinderfreibetrages Informa-
tionsgegenstand und Ge-
genstand von Einspruchs-
empfehlungen. Ebenso wa-
ren Empfehlungen, aber
auch konkrete Unterstüt-

zungen und Musterverfah-
ren bei der Durchsetzung
der amtsangemessenen Ali-
mentation von Kolleginnen
und Kollegen mit mehr als
zwei Kindern Gegenstand
der Maûnahmen.

Erheblichen Arbeits- und
Kostenaufwand erforderten
wiederum die Streitigkeiten
um eine tarifgerechte Ein-
gruppierung in den jungen
als auch in den alten Bun-
desländern.

Um die groûen Ungerech-
tigkeiten beim Vollzug der
Steuergesetze zu beseitigen
und das Einkommensteuer-
recht auf den verfassungs-

Tarifgerechte
Eingruppierung ist ein

Schwerpunkt

rechtlichen Prüfstand zu stel-
len, hat die Deutsche Steuer-
Gewerkschaft beim nieder-
sächsischen Finanzgericht
mit dem Ziel der Vorlage der
Sache beim Bundesverfas-
sungsgericht nach Artikel
100 Abs. 1 GG für einen Kol-
legen Klage eingereicht.

Wie das Bundesverfas-
sungsgericht in seinem Ur-
teil vom 27. Juni 1991 (sog.
¹Zinsurteilª) ausführt, ver-
langt der Gleichheitssatz für
das Steuerrecht, daû die
Steuerpflichtigen durch ein
Steuergesetz rechtlich und
tatsächlich gleich belastet
werden. Das materielle
Steuergesetz muû in ein nor-
matives Umfeld eingebettet
sein, welches die Gleichheit
der Belastung auch hinsicht-
lich des tatsächlichen Er-
folgs prinzipiell gewährlei-
stet. Wirke sich eine Erhe-
bungsregelung gegenüber
einem Besteuerungstatbe-
stand in der Weise strukturell
gegenläufig aus, daû der Be-
steuerungsanspruch weitge-
hend nicht durchgesetzt wer-
den könne, und sei dies im
Ergebnis dem Gesetzgeber
zuzurechnen, so führe die
dadurch bewirkte Gleich-
heitswidrigkeit zur Verfas-
sungswidrigkeit auch der
materiellen Steuernormen.

Die generalisierenden Ent-
scheidungsgründe des Zins-
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urteils des Bundesverfas-
sungsgerichts legten nahe,
daû das Urteil nicht auf die
Besteuerung der Kapitalein-
künfte beschränkt werden
darf, sondern die im Zins-
urteil entwickelten Grund-
sätze auf das Besteuerungs-
verfahren insgesamt, insbe-
sondere die Besteuerung
nach dem Einkommensteu-
ergesetz, anzuwenden sind.

Das niedersächsische Fi-
nanzgericht wird voraus-
sichtlich noch im Jahre 1999
über diese Klage entschei-
den.

Eine Entlastung erfuhr die
DSTG-Bundesgeschäftsstel-
le durch die Möglichkeit der
Inanspruchnahme der DBB-
Dienstleistungszentren bei
der Rechtsschutzgewäh-
rung. Diese Dienstleistungs-

Dienstleistungszentren
des DBB flankieren

Rechtsschutz der DSTG

zentren, die zuerst in Berlin
und Hamburg eingerichtet
wurden, kürzlich aber auch
ihre Arbeit in Bonn, Mann-
heim und Nürnberg aufge-
nommen haben, stellen eine
qualitativ hochwertige Ver-
tretung der rechtsschutzsu-
chenden Kolleginnen und
Kollegen vor Ort sicher.
Durch die Ausbildung der
dort tätigen Juristen auch in
der Bundesgeschäftsstelle
der DSTG wird gewährlei-
stet, daû eine Vertrautheit
mit den spezifischen Proble-
men der Steuerverwaltung
vorhanden ist.

In den meisten Fällen war
die Gewährung des Rechts-
schutzes, insbesondere des
Verfahrensrechtsschutzes,
durch die Deutsche Steuer-
Gewerkschaft sehr erfolg-
reich. Viele Kolleginnen und
Kollegen konnten vor dem
Verlust ihres Beschäfti-
gungsverhältnisses bewahrt
werden, in vielen Fällen
konnten unberechtigte Ein-
griffe des Dienstherrn abge-
wehrt und berechtigte An-
sprüche der Beschäftigten
durchgesetzt werden. Daû
die Erfolgsquote nicht
100 %-ig sein konnte und
auch nicht sein darf, resul-

tiert daraus, daû die Deut-
sche Steuer-Gewerkschaft
nicht nur in rechtlich ein-
deutigen Fällen Rechts-
schutz gewährt, sondern in
allen Fällen, in denen eine ±
wenn auch nur geringe ± Er-
folgsaussicht besteht. So
können die Kolleginnen und
Kollegen sicher sein, daû
¹ihr Fallª bei der DSTG in
besten Händen ist und alle
rechtlichen Möglichkeiten
zur Durchsetzung ihres An-
liegens ausgeschöpft wer-
den.

Glückwunsch an
Gerhard Schröder

Für die Bundesleitung des
Deutschen Beamtenbundes
wie auch persönlich hat der
DBB-Bundesvorsitzende Er-
hard Geyer Bundeskanzler
Gerhard Schröder zu seiner
Wahl zum Vorsitzenden der
Sozialdemokratischen Par-
tei Deutschlands gratuliert.
Schröder habe sich, so heiût
es in dem Geyer-Schreiben,
der Verantwortung dieses
Amtes in einer schwierigen
und angesichts des militäri-
schen Einsatzes auch für un-
ser gesamtes Land kriti-
schen Situation gestellt.

Nach Einschätzung Geyers
wird die kommende Arbeit
des SPD-Parteivorsitzenden
sicher auch weiterhin von
der prekären Lage auf dem
Arbeitsmarkt, der Gestal-
tung der Sozialbeziehung
sowie der Suche nach einer
mit allen relevanten gesell-
schaftlichen Gruppen ab-
gestimmten weiterführen-
den Lösung gekennzeichnet
sein. Dieses Bemühen
müsse auch den öffentlichen
Dienst einschlieûen, der so-
wohl vom Umfang als auch
von der politischen Steue-
rungsmöglichkeit her ein
wesentlicher Faktor sei, mit
dem politische Gestaltung
effektiv umgesetzt werden
könne.

Der DBB, so heiût es in
dem Glückwunschschrei-
ben weiter, ist zu einer offe-
nen und konstruktiven Zu-
sammenarbeit bereit.

NRW-Prominenz
feiert Hans-Jürgen Schnieber

A m 24. März 1999
wurde Hans-Jürgen
Schnieber, stellver-

tretender Vorsitzender des
Bezirksverbandes Westfa-
len-Lippe und Vorsitzender
des Hauptpersonalrats im
Finanzministerium des Lan-
des Nordrhein-Westfalen,
50 Jahre. Ebenso groû war
die Zahl der Ehrengäste, wie
erstaunlich ihre Prominenz,
die Hans-Jürgen Schnieber
zum ¹halben Jahrhundertª
im Traditionsrestaurant
¹Hövel©s Hausbrauereiª in
Dortmund gratulierten ± an
der Spitze der Finanzmini-
ster des Landes Nordrhein-
Westfalen, Heinz Schleuûer,
sein Staatssekretär Ernst
Gerlach, die beiden Ober-
finanzpräsidenten in Nord-
rhein-Westfalen, Dr. Peter
Meyer (Düsseldorf) und Jür-
gen Himstedt (Münster).
Stark vertreten waren auch
die Spitzenbeamten des Fi-
nanzministeriums und der
Oberfinanzdirektion. Auch
die DSTG zeigte Flagge ± an
der Spitze der Bundesvorsit-
zende Dieter Ondracek, der
Landesvorsitzende Nord-
rhein-Westfalen Werner Sig-
gelkow und der Bezirksvor-
sitzende Meinolf Gunter-
mann.

Staatssekretär Ernst Ger-
lach, die Kollegen Ondracek

und Guntermann würdigten
die gewerkschaftliche Vita
von Schnieber. Bis zu sei-
nem Eintritt in die Steuer-
verwaltung war er in der pri-
vaten Wirtschaft tätig und
dort engagiertes IG-Metall-
Mitglied. Danach fand er zur
Steuerverwaltung ± Hans-
Jürgen Schnieber ist Kollege
des gehobenen Dienstes ±
und wurde DSTG-Mitglied.
Er wandte sich erneut der
Gewerkschaft zu, bei der die
¹Solidarität in der Steuer-
verwaltungª gebündelt ist.
Alle ¹Laudatorenª würdig-
ten seinen politischen Spür-
sinn, sein Verhandlungs-
geschick als Vorsitzender
des Hauptpersonalrats und
sein soziales ¹Feelingª als
Grundlage für seine ge-
werkschaftliche Tätigkeit im
Lande Nordrhein-Westfa-
len. Auch auf Bundes-
ebene ist Schnieber aktiv.
Als Mitglied des Werbeaus-
schusses hat er sich hervor-
getan und nicht zuletzt als
Mitglied des Bundeshaupt-
vorstandes.

Alle Gratulanten wünsch-
ten Hans-Jürgen Schnieber
noch viele Jahre Schaffens-
kraft und kreatives gewerk-
schaftliches Handeln bei
stabiler Gesundheit. Die Re-
daktion schlieût sich an: Ad
multos annos!

Es gab auch was zu lachen beim 50. Geburtstag von
Hans-Jürgen Schnieber (rechts im Bild) mit Finanzminister

Heinz Schleuûer und Staatssekretär Ernst Gerlach.
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D ie DSTG konnte bei
den Personalrats-
wahlen im Freistaat

Sachsen am 10. März 1999
beachtliche Erfolge erzielen.
Gewählt wurden der Haupt-
personalrat (HPR) beim
Sächsischen Minister der
Finanzen, die Hauptjugend-
und Auszubildendenvertre-
tung, der Bezirkspersonalrat
(Land) bei der Oberfinanz-
direktion Chemnitz, die Be-
zirksjugend- und Auszu-
bildendenvertretung bei der
Oberfinanzdirektion Chem-
nitz, der Bezirkspersonalrat
(BPR) beim Landesamt für
Finanzen sowie der Gesamt-
personalrat beim Landesamt
für Finanzen.

Beim HPR errang die DSTG
13 Sitze von 23 Sitzen. Allein

in der Beamtengruppe 8 von
13 Sitzen.

Vorsitzender des HPR wurde
Peter Kutschera (DSTG).
Ebenso gehören seine bei-
den Stellvertreter Reinhold
Mähne (Gruppe Angestellte)
und Mathias Stamm (Grup-
pe Arbeiter) der DSTG an.

Bei der Hauptjugend- und
Auszubildendenvertretung
gewann die DSTG-Liste
(Personenwahl). Alle sechs
Mitglieder sind Mitglieder
unserer Gewerkschaft. Als
Vorsitzender wurde Sandy
Berger gewählt.

Beim BPR errang die DSTG
11 Sitze von insgesamt
21 Sitzen. Von den 12 Sitzen
der Beamtengruppe entfie-
len 7 auf die DSTG. Zum

Vorsitzenden des BPR wur-
de Joachim Rothe, der
DSTG-Landesvorsitzende,
gewählt.

Bei der Wahl zur Bezirksju-
gend- und Auszubildenden-
vertretung bei der Oberfi-
nanzdirektion Chemnitz ge-
wann die DSTG-Liste (Per-
sonenwahl). Alle sechs Mit-
glieder der Bezirks- und
Auszubildendenvertretung
gehören der DSTG an. Vor-
sitzende wurde Kollegin Ve-
ronika Wenzel.

Beim BPR beim Landesamt
für Finanzen gewann die
DSTG-Liste. Von 13 Sitzen
fielen 9 auf die DSTG.
Zur BPR-Vorsitzenden wur-
de Sabine Christochowitz
(DSTG) gewählt.

Ebenso eindeutig war die
Wahl zum Gesamtpersonal-
rat beim Landesamt für
Finanzen. Auf die DSTG-
Liste entfielen neun von ins-
gesamt 11 Sitzen. Gewählt
wurde Kollegin Ursula Wenzl
(DSTG) zur Vorsitzenden.

Neustadt-Besuch

Auf Einladung der Abgeord-
neten Birgit Roth (Speyer)
verweilte der DSTG-Orts-
verband Neustadt/Weinstra-
ûe am 21. April 1999 in
Bonn. Die Exkursion wurde
eingeleitet mit einem Be-
such im DSTG-Haus.

Bundesgeschäftsführer Paul
Courth informierte über das
gesamte Spektrum der aktu-
ellen DSTG-Gewerkschafts-
arbeit. Daran schloû sich eine
mehr als einstündige Diskus-
sion mit Paul Courth an.

Die Teilnehmer waren sich
einig, wie wichtig solche Be-
suche ¹vor Ortª sind, um aus
erster Hand zu erfahren, wie
die DSTG-Bund arbeitet,
welche politischen Möglich-
keiten ihr zur Verfügung ste-
hen, wie die Bundesleitung
mit ihrem kleinen Apparat in
Bonn wirksam die berufli-
chen Interessen vertritt.

Die Exkursion wurde geleitet
vom Vorsitzenden des Orts-
verbandes, Klemens Rake.

DSTG-Wahlerfolg
in Sachsen bei
Personalratswahlen
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A m 13. Juni 1999 fin-
den Europawahlen
statt. Die europäi-

sche Dachorganisation der
DSTG, die Union des Fi-
nanzpersonals in Europa
(UFE), hat die Generalsekre-
täre der im europäischen
Parlament vertretenen poli-
tischen Parteien (Sozialde-
mokratische Partei Europas,
Europäische Union Christli-
cher Demokraten, Europäi-
sche Volkspartei, European
Federation of Green Parties
sowie Parti EuropØen des Li-
bØraux, DØmocrates et RØ-
formateurs) mit den UFE-
Positionen zur europäischen
Steuerpolitik, zur Lage der
Steuerverwaltung usw. kon-
frontiert. Grundlage ist die
Charta der Finanzverwal-
tungen in Europa, die das
UFE-Komitee im September
1998 in Luxemburg ergänzt
hat. ¹Steuern und Zölle als
Gestaltungsfaktoren sozia-
ler Gerechtigkeit ± ihre De-
fizite und Perspektivenª.

Überall in Europa werde in
der Steuerverwaltung Perso-
nal abgebaut, obwohl die
Aufgaben dynamisch wach-
sen. So seien die europäi-
schen Steuerverwaltungen
auûerstande, ihre Kontroll-
funktionen wahrzunehmen
und die vorhandenen Steu-
erquellen zu erschlieûen.
Der europäische Binnen-
markt habe zu einem be-
sorgniserregenden Anstieg
der Steuer- und Wirtschafts-
kriminalität geführt, insbe-
sondere durch die Umsatz-
steuerübergangsregelung,
das sog. Bestimmungsland-
prinzip ± ¹ein Einfallstor für
Steuer- und Wirtschafts-
kriminalität auch in ihrer
schwersten Erscheinungs-
form, den Karussellbetrüge-
reienª.

Die Vollzugsdefizite in den
europäischen Steuerverwal-
tungen haben den üppigen
Nährboden für die blühen-
de Schattenwirtschaft und
Steuerkriminalität bereitet.

Zwischen 10 % und 20 %
des Bruttoinlandsproduktes
sind realistisch. Geschätzt
werde, daû innerhalb der
EU alljährlich Steuerausfälle
in Höhe von mindestens
300 Milliarden Euro entste-
hen.

Scharf ins Visier genommen
hat die UFE das Steuerdum-
ping, das bedrohliche Di-
mensionen bei fortschreiten-
der europäischer Integra-
tion und wachsendem glo-
balen Wettbewerb an-
nehme. Gewinne würden in
Niedrigsteuergebiete verla-
gert. Dies bewirke Steuer-
ausfälle in den Ländern, in
denen sich die wirtschaftli-
che Tätigkeit entfalte. Steu-
erdumping verzerre den
Wettbewerb und blockiere
die soziale Gerechtigkeit.
¹Briefkastenfirmen sind mo-
bil, Arbeitnehmer mit ihren
sozialen Bindungen weni-
ger. Dadurch wird die Steu-
erlast in Europa und in der
Welt immer stärker auf die
Arbeit verlagert. Dies führe
zu einer Zwei-Klassen-Ge-
sellschaft. Der soziale Frie-
den gerät in Gefahrª.

Mit Nachdruck hat die UFE
vor der Verwirklichung poli-
tischer Absichten gewarnt,
wie sie im Entwurf eines
multilateralen Abkommens
über Investitionen (MAI-Ab-
kommen) vorgesehen sind,
nämlich eine Liberalisierung
internationaler Investitionen
ohne Kontrolle zuzulassen.
Das Abkommen sei nichts
anderes als ein Investitions-
pakt zum Profit weltweit
operierender Konzerne. So
gerate die Globalisierung
auûer Kontrolle und manö-
vriere die nationalen Steuer-
gesetze in eine bedrohliche
soziale Schieflage. Demge-
genüber sei die ¹Tobin-
Steuerª, eine Steuer auf
spekulative Devisenumsätze
nach dem Modell des US-
Ökonomen James Tobin,
mehr als eine irrationale Vi-
sion. Die ¹Tobin-Steuerª sei

ein Denkmodell, wie über
völkerrechtliche Verträge
Spekulationsgewinne abge-
schöpft und die Sozialstruk-
tur des internationalen Steu-
errechts verbessert werden
könne.

In einem 6-Punkte-Pro-
gramm hat die UFE die Stär-
kung der europäischen Fi-
nanzverwaltung gefordert
durch eine aufgabengerech-
te Personalausstattung und
Leistungsanreize für die Be-
schäftigten, durch politische
Initiativen auf nationaler,
europäischer und internatio-
naler Ebene zur Eindämp-
fung des Steuerdumpings
usw. Die UFE hat die Gene-
ralsekretäre um eine Stel-
lungnahme zur UFE-Posi-
tion gebeten.

Die UFE ist die europäische
Spitzenorganisation der
DSTG, ihr gehören 35 Steu-
er- und Zollgewerkschaften
aus 15 europäischen Län-
dern mit 350 000 Mitglie-
dern an.

Sachsen-Anhalt:
Gleiches Gehalt
muû kommen

Bei ihrem Landesverbands-
tag wählten die Delegierten
der Ortsverbände in Sach-
sen-Anhalt den bisherigen
Landesvorsitzenden Günter
Martini mit 41 Ja-Stimmen
(von 45) für die neue Wahl-
periode wiederum zu ihrem
Vorsitzenden. Als Stellver-
treter wurden gewählt:

Beate Tuschke,
Ursula Ludwig,
Birgit Scholl,
Edkar Finke.

Die Delegierten verabschie-
deten eine Entschlieûung,
mit der eine Perspektive für
die Angleichung der Bezah-
lung an das Westniveau ge-
fordert wird.

Der DSTG-Bundesvorsit-
zende Dieter Ondracek
stellte in seinem Gruûwort
die derzeit schwierige Situa-
tion der Steuerverwaltung
dar. Die Landesfinanzmi-
nister versuchen, das Perso-

Die Landesfinanz-
minister versuchen,
das Personal in den

Finanzämtern zu
reduzieren

nal zu reduzieren. Der Bon-
ner Steuergesetzgeber pro-
duziert mit neuen Gesetzen
massive Mehrarbeit. Die
DSTG verwahrt sich da-
gegen, daû diese Disharmo-
nie auf dem Rücken der
Beschäftigten ausgetragen
wird. Die Personalausstat-
tung muû dem Arbeitsanfall
Rechnung tragen. Wenn in
Bonn Gesetze beschlossen
werden, die Mehrarbeit ver-
ursachen, müssen die Län-
der durch Personalver-
stärkung reagieren. Denn
schlieûlich sind auch sie im
Rahmen des Bundesrates an
der Gesetzgebung beteiligt.

Ondracek dankte Günter
Martini und seinen bishe-
rigen Stellvertretern für die
gute Arbeit und wünschte
für die neue Periode Glück
und Erfolg.

Bei Europawahl ist
Steuerdumping Thema

DBB-Service
im Süden

Zum 14. April 1999 hat
das DBB-Dienstleistungs-
zentrum Süd in Nürn-
berg seine Arbeit auf-
genommen. Zuständig
für das Bundesland Bay-
ern bietet die neue
Anlaufstelle den DBB-
Mitgliedsgewerkschaften
neben Rechtsberatung
und Rechtsschutz neue
Dienstleistungen wie
Druck, Kommunikation
und EDVan.

In Kürze wird das neue
Dienstleistungszentrum
auch Unterstützung bei
der Informations-, Presse-
und Öffentlichkeitsarbeit
sowie in Tariffragen an-
bieten. Die Adresse des
Dienstleistungszentrums
Süd lautet:

Rathenauplatz 2, 5. OG,
90489 Nürnberg,

Telefon 09 11/5 86 57 60,
Fax 09 11/5 86 57 89.
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D er Vizepräsident
des Bundesrates
Kurt Beck hat auf

die Forderungen des DBB,
das Beteiligungsrecht der
gewerkschaftlichen Spit-
zenorganisationen auszu-
weiten, ablehnend reagiert.
Zur Begründung nannte
Beck bereits bestehende
Kontakte der Landesregie-
rungen zu den Gewerk-
schaften sowie die Gefahr
der Verletzung des Ver-
traulichkeitsgrundsatzes der
Ausschuûsitzungen.

Beck teilte mit, daû die An-
regungen des DBB durch
den ständigen Beirat des
Bundesrates eingehend ge-
prüft worden seien. Aller-
dings habe man Bedenken

Im Bundesrat sollen
Spitzenverbände nicht

stärker mitreden

gegen die verstärkte Einbe-
ziehung der gewerkschaft-
lichen Spitzenverbände in
die Arbeit des Bundesrates.
So spreche gegen die Aus-
weitung des bisherigen Be-
teiligungsinstrumentariums,
daû sich die Landesregie-
rungen, welche über das
Abstimmungsverhalten des
Bundesrates entscheiden, in
ständigem Kontakt mit den
Verbänden befänden, wo-
durch eine hinreichende
Beteiligung gegeben sei.
Zudem könne ein Betei-
ligungsrecht auf Ebene der
Bundesratsausschüsse nur
sehr begrenzte Wirkung

Bindung der Länder-
vertretung an Fristen

hemmt angeblich
die Mitsprache

der Gewerkschaften

entfalten. Gegen die Aus-
weitung des Beteiligungs-
rechts spreche ferner die
enge Fristenbindung des

Bundesrates sowie die mög-
liche Verletzung des Grund-
satzes der Vertraulichkeit
der Ausschuûsitzungen.
Auch könnte, so Beck, die
weitere Beteiligung der Ge-
werkschaften dazu führen,
daû auch andere gesell-
schaftliche Interessenver-
bände ein förmliches Betei-
ligungsrecht forderten.

Beck räumte dem DBB das
Recht ein, an den Anhörun-
gen der Sachverständige-
nausschüsse teilzunehmen,
die allerdings sehr selten
stattfinden.

Bereits Ende 1998 hatte der
DBB beim Bundesrat die
Fortentwicklung und Einbe-
ziehung des Beteiligungs-

rechtes der gewerkschaft-
lichen Spitzenorganisatio-
nen gefordert. Die Forde-
rung stand vor dem Hinter-
grund, daû die im Jahre
1996 mit dem Bundesinnen-
minister geschlossene Ver-
einbarung über die Betei-
ligung der Spitzenorgani-
sationen der Gewerkschaf-
ten bei allgemeinen Rege-
lungen der beamtenrecht-
lichen Verhältnisse (§94
BBG) zwar zu einer Versteti-
gung und formaleren Aus-
prägung des Instruments
geführt hat, der von Art. 33
Abs. 4 und 5 GG gesetzte
Rahmen aber bei weitem
nicht ausgeschöpft worden
ist. Das ursprüngliche Ziel
der Vereinbarung war die

Ausgestaltung des Beteili-
gungsrechtes in Form eines
echten Interessenausgleichs
durch Modelle einer weiter-
gehenden inhaltlichen Ab-
stimmung, wie sie durch den
Bundesvertretertag des DBB
im Rahmen des Reformkon-
zeptes Verwaltung 2000 be-
reits 1995 beschlossen wur-
de. Insbesondere hatte der
DBB eine Mitbestimmungs-
möglichkeit der Spizenorga-
nisationen bei Gesetzent-
würfen gesucht, die über
den Bundesrat ohne vorheri-
ge Beteiligung des zustän-
digen Ressortministers ein-
gebracht werden sowie im
Falle gravierender ¾nde-
rung von Regierungsvorla-
gen.

Bundesrat lehnt Ausweitung
des Beteiligungsrechts ab

CESI setzt bei Steuerpaket auf die Finnen

D er Steuerausschuû
der Europäischen
Union der Unab-

hängigen Gewerkschaften
(CESI) erwartet spätestens
unter der finnischen Rats-
präsidentschaft eine poli-
tische Einigung über das
gegenwärtig im Ministerrat
verhandelte Steuerpaket.
Einigung müsse insbeson-
dere, so der Vorsitzende
des CESI Steuerausschus-
ses, Dieter Ondracek, we-
gen der besonderen wirt-
schaftlichen und beschäf-
tigungspolitischen Bedeu-
tung eines gemeinschaft-
lichen Verhaltenskodex in
Sachen Unternehmensbe-
steuerung erreicht werden.

Im Zusammenhang mit dem
Steuersatz auf Zinsein-
künfte erklärt sich die CESI
mit dem von der Kommis-
sion vorgeschlagenen Ko-
existenzmodell und einem
Mindestsatz von 20 Prozent
grundsätzlich einverstan-
den. Bei der Höhe des Satzes
müsse aber zum einen das

Ziel der gerechten Besteue-
rung zum anderen die psy-
chologische Wirkung eines
zu hohen Satzes bedacht
werden. Die Gefahr von

20 Prozent Steuern
auf Zinseinkünfte sind

¹psychologischª
vertretbar

Steuer- und Kapitalflucht
aus der EU verlange poli-
tisch tragfähige Kompro-
misse mit Drittstaaten und
über den Anwendungsbe-
reich der Richtlinie. Ver-
läûliche Angaben vermiût
Ondracek derzeit noch über
die Höhe des tatsächlich be-
troffenen Kapitalvolumens.
Zu den Grundpfeilern der
gemeinschaftlichen Steuer-
gerechtigkeit zählt On-
dracek auûerdem die Eli-
minierung geographischer
und sektoraler Steueroasen.

Grundsätzlich bekräftigt der
CESI-Steuerausschuû noch-
mals seine Kritik, daû die
Behandlung steuerlicher

Fragen auf gemeinschaft-
licher Ebene, bislang die
Auswirkung von Steuern
auf die Beschäftigung nur
unzureichend berücksich-
tigt.

Schlieûlich fordert der Aus-
schuû wegen des inzwi-
schen unkontrollierbaren
Mehrwertsteuerbetruges
schärfere Kontrollmöglich-
keiten. Es sei Heuchelei,
über Betrügereien und de-
ren wirtschaftliche Folgen
zu lamentieren, die Mög-
lichkeit einer effektiven Be-
kämpfung aber mit dem
Hinweis auf nationale Ge-
setzeshoheiten im Keim
zu ersticken. Gefordert
wird ein Informationsver-
bund, der den nationa-
len Steuerfahndungsbehör-
den den Zugriff auf not-
wendige Daten ermöglicht.
Maûnahmen müûten auch
gegen neue Betrugsmög-
lichkeiten durch An- und
Verkauf via Internet ergrif-
fen werden.
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I m Rahmen einer Feier-
stunde im Koblenzer
Schloû wurde der lang-

jährige Oberfinanzpräsident
der OFD Koblenz, Konrad
Laube, vom rheinland-pfäl-
zischen Finanzminister Ger-
not Mittler und dem Parla-
mentarischen Staatssekretär
im Bundesfinanzministeri-
um Karl Diller verabschie-
det.

Beide politischen Spitzen-
vertreter zeigten den Wer-
degang, die Arbeit und die
Verdienste von Konrad Lau-
be auf und dankten ihm für
die stete Einsatzbereitschaft
und die hervorragende Ar-
beit.

Für die Personalvertretung
würdigte die Vorsitzende
des Bezirkspersonalrats
(Land), Brigitte Stopp, die
Person und das Wirken von
Konrad Laube.

Auch die DSTG-Bund war
an der Feierstunde durch
den Bundesvorsitzenden
Dieter Ondracek und den
Bundesgeschäftsführer Dr.
Paul Courth vertreten. Sie
dankten dem treuen DSTG-
Mitglied und stets fairen Ge-
sprächspartner Konrad Lau-
be für die langen Jahre der
guten Zusammenarbeit.

Die DSTG wünscht sei-
nem langjährigen Mitglied
Konrad Laube für den drit-
ten Lebensabschnitt alles
Gute, Gesundheit und freut
sich auf weitere gute Kon-
takte auch im Ruhestand mit
ihm.

Ondracek gratulierte dem
neuen Oberfinanzpräsiden-
ten Alfred Basenau zu seiner
Ernennung. Der 59jährige
Jurist war nach dem Stu-
dium in Bonn in München
bei der Bundeszollver-
waltung und seit 1970 in
verschiedenen Funktionen
im Bundesfinanzministeri-
um tätig. Zuletzt leitete Ba-
senau als Ministerialdirigent
in der Haushaltsabteilung
die Unterabteilung für die
Einzelpläne Bundespräsi-
dent/Bundestag/Bundesrat/
Bundeskanzler/Auswärtiges
Amt/Verteidigung/Entwick-
lungshilfe/Umwelt.

Die DSTG wünscht dem
neuen Oberfinanzpräsiden-
ten Erfolg und das nötige
Quentchen ¹Glückª und das
Einsehen der politisch Ver-
antwortlichen, die Steuer-
verwaltung personell zu
stärken oder aber die Steu-
ergesetze radikal zu verein-
fachen.

DSTG gegen
höhere
Mehrwertsteuer

Mit Nachdruck hat sich die
Deutsche Steuer-Gewerk-
schaft gegen alle Absichten
gewandt, die Mehrwertsteu-
er zu erhöhen. Dagegen
spreche vor allem ± so Dieter
Ondracek in einem Inter-
view mit der Nordwest-Zei-
tung vom 23. März 1999 ±,
daû die Erhöhung voll auf
den Endverbraucher abge-
wälzt werde ± sie also in
die Preise eingehe. Dazu
komme, daû die Erhöhung
oft auch dazu genutzt wer-
de, die Preise noch etwas
mehr zu erhöhen. ¹Es wird
also einen Inflationsschub
geben, der höher ausfallen
wird, als die Erhöhung der
Mehrwertsteuer selbst. Eine
Mehrwertsteuererhöhung
wäre auch kontraproduktiv
zu allen politischen Absich-
ten, dem ¹kleinen Mannª
mehr Geld in der Tasche zu
lassen. Gerade hier wird
dann wieder abgeschöpftª,
so Ondracek.

Allerdings sei die Versu-
chung für die Politik groû,
die Mehrwertsteuer zu er-
höhen, denn ein Punkt
Mehrwertsteuer bringe etwa
16 Milliarden DM in die Kas-
sen.

Immer wieder hat die DSTG
deutlich gemacht, daû Steu-
ererhöhungen so lange poli-
tisch und moralisch unver-
tretbar sind, so lange die
Steuerverwaltung nicht in
der Lage ist, die vorhanden
Steuerquellen auszuschöp-
fen und dadurch Steueraus-
fälle in dreistelliger Milliar-
denhöhe entstehen.

Tauschecke

StOS aus Nordrhein-Westfa-
len (OFD Düsseldorf, FA
Wuppertal) sucht Tausch-
partner/in aus dem Bereich
der OFD Erfurt (FA Gotha,
Erfurt oder Weimar).

StI©in aus Brandenburg (OFD
Cottbus) sucht Tauschpart-
ner/in aus dem OFD-Bereich
Hannover oder Magdeburg.

StI©in aus NRW (OFD Düs-
seldorf ± FA Essen-Ost)
sucht dringend Tauschpart-
ner/in aus dem Bereich der
OFD Frankfurt/Main.

StS©in aus Sachsen (OFD
Chemnitz) sucht dringend
Tauschpartner/in aus dem
Bereich der OFD Berlin und
näheren Umgebung.

StOS©in aus Nordrhein-
Westfalen (OFD Düsseldorf)
sucht Tauschpartner/in aus
dem Bereich der OFDen
Stuttgart oder Freiburg.

StS©in aus Rheinland-Pfalz
(OFD Koblenz) sucht drin-
gend Tauschpartner/in aus
dem Bereich der OFD
Nürnberg, vorzugsweise FA
Würzburg.

StAf aus NRW (OFD Düssel-
dorf) sucht Tauschpartner/in
aus dem Bereich der OFD
Berlin und näherer Umge-
bung.

StS©in aus Hessen (OFD
Frankfurt ± FA Frankfurt/
Main III) sucht Tauschpart-
ner/in aus dem Bereich der
OFD Erfurt (F¾er Mühlhau-
sen, Worbis, Eisenach, Go-
tha oder Erfurt).

StI aus Berlin sucht Tausch-
partner/in aus Thüringen,
ggf. auch über Ringtausch
(Hessen).

StOI©in aus Nordrhein-West-
falen (OFD Münster) sucht
Tauschpartner/in aus dem
Bereich der OFD Berlin.

StOS©in aus Sachsen-Anhalt
(OFD Magdeburg) sucht
Tauschpartner/in aus dem
Bereich der OFD©en Mün-
ster, Düsseldorf oder Köln.

StOI©in aus Niedersachsen
(OFD Hannover) sucht drin-
gend Tauschpartner/in aus
Schleswig-Holstein (OFD
Kiel ± F¾er Kiel und Umge-
bung)

Oberfinanzpräsidenten
in Koblenz gewechselt

v. l. n. r.: Oberfinanzpräsident Jürgen Himstedt,
der Oberbürgermeister der Stadt Koblenz, Dr. Eberhard

Schulte-Wissermann, der neue Oberfinanzpräsident
Alfred Basenau mit Gattin, Finanzminister Gernot Mittler,
der Parlamentarische Staatssekretär im BMF, Karl Diller,

Oberfinanzpräsident Konrad Laube mit Gattin.
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